
Kindergeld: Zu den Voraussetzungen für ein erkranktes, aber 
ausbildungswilliges Kind 
 
| Ist ein volljähriges Kind ausbildungswillig, aber zeitweise wegen einer Erkrankung nicht in der 
Lage, sich um einen Ausbildungsplatz zu bemühen, kann bei entsprechendem Nachweis 
rückwirkend Anspruch auf Kindergeld bestehen. Damit tritt das Finanzgericht Hamburg der 
gängigen Praxis der Familienkassen entgegen. Nach deren Dienstanweisung soll es nämlich 
erforderlich sein, dass eine Erklärung des Kindes, sich nach seiner Genesung zum 
nächstmöglichen Ausbildungsbeginn zu bewerben, bereits vorab vorgelegt wird. | 
 
Nach Auffassung der Familienkassen setzt die Kindergeldgewährung während des Zeitraums 
einer Erkrankung des Kindes zum einen voraus, dass die Erkrankung und deren 
voraussichtliches Ende durch eine ärztliche Bescheinigung nachgewiesen werden. Für das 
Finanzgericht Hamburg ist es jedoch unschädlich, wenn das voraussichtliche Ende der 
Erkrankung vom Arzt zunächst nicht mitgeteilt wird. Eine solche Erklärung ist gerade bei 
psychischen Erkrankungen oft nicht möglich – und dies kann nicht zulasten des 
Kindergeldberechtigten gehen. 
 
Zum anderen muss das Kind mit Beginn der Erkrankung schriftlich gegenüber der 
Familienkasse erklären, dass es sich nach der Genesung zum nächstmöglichen 
Ausbildungsbeginn bewerben will bzw. die Ausbildung fortführen wird. Das Problem: Solche 
Erklärungen wirken nach Auffassung der Familienkassen erst ab dem Eingang der 
schriftlichen Erklärung. Eine rückwirkende Kindergeldgewährung ist danach ausgeschlossen.  
 
Das Finanzgericht geht davon aus, dass es sich hierbei nur um eine verwaltungsökonomische 
Regelung handelt. Liegt eine solche vor, muss die Familienkasse nicht mehr prüfen. Hiervon 
unberührt müssen aber Beurteilungen des Einzelfalls bleiben. Entscheidend ist, ob das Kind 
ausbildungswillig war in den Monaten, für die das Kindergeld begehrt wird. Diese Beurteilung 
einer inneren Tatsache obliegt dem Finanzgericht. 
 

Praxistipp | Ist eine Krankheit der Grund für die Unterbrechung einer Ausbildung oder der 
Suche nach einem Ausbildungsplatz, sollten bis zur Klärung der Rechtslage – die Revision gegen 
die Entscheidung ist beim Bundesfinanzhof anhängig – weiterhin möglichst zeitnah ein 
entsprechendes ärztliches Attest und eine Erklärung des Kindes über die fortbestehende 
Ausbildungswilligkeit bei der Familienkasse vorgelegt werden.  
 
Ferner ist zu beachten, dass rückwirkende Kindergeldzahlungen durch das 
Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz eingeschränkt wurden. Das heißt: Kindergeld wird 
rückwirkend nur für die letzten sechs Monate vor Beginn des Monats gezahlt, in dem der Antrag 
auf Kindergeld eingegangen ist. Dies gilt erstmals für Anträge, die nach dem 31.12.2017 
eingehen. 
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